Formulierungsvorschläge Heft 2/2013
Beitrag des Monats: Die notarielle Eigenurkunde 
S. 44
Durchführungsvollmacht:
Die Beteiligten erteilen hiermit dem Notar, dessen Vertreter oder Amtsnachfolger sowie den Notariatsangestellten

1.) …………………………….

2.) …………………………………

sowie weiteren, dann vom Notar aufgrund hiermit allseits erteilter Vollmacht durch Eigenurkunde zu bezeichnenden Angestellten der Notarstelle

– je einzeln vertretungsberechtigt – unter Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB und ohne Verpflichtung zu deren Ausübung

Vollmacht

durch notarielle Eigenurkunde und/oder Nachtragsniederschrift Auflassungen zum Vollzug dieser Urkunde zu erklären und alle Erklärungen abzugeben und Handlungen vorzunehmen, die zur Durchführung, zum Vollzug und zur inhaltlichen Klarstellung und Ergänzung der heutigen Urkunde und etwaiger Folgeurkunden (z. B. Bestellung von Finanzierungsgrundpfandrechten) erforderlich oder zweckmäßig sind. Die Vollmacht wird im Außenverhältnis unwiderruflich und gegenüber dem Grundbuchamt ohne jede Einschränkung sowie unabhängig von der Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen in dieser Urkunde erteilt. Die den Angestellten erteilte Vollmacht ist im Außenverhältnis dahingehend beschränkt, dass sie nur vor dem beurkundenden Notar, seinem Vertreter oder Amtsnachfolger ausgeübt werden darf. Jede Vollmacht ist im Übrigen im Außenverhältnis völlig unbeschränkt. Sie ermächtigt auch zu Rechtshandlungen außerhalb des ursprünglich zum Urkundenvollzug eingeleiteten Verfahrens. 

Im Innenverhältnis – vom Grundbuchamt und sonstigen mit dem Vollzug der heutigen Urkunde befassten Behörden daher nicht zu überprüfen – soll der jeweilige Bevollmächtigte von dieser Vollmacht nur im Einvernehmen mit den Beteiligten und im Einklang mit dem notariellen Berufsrecht Gebrauch machen. Im Innenverhältnis ist die den Notarangestellten erteilte Vollmacht daher auf Vollzugsgeschäfte beschränkt, schließt die Erklärung von Auflassungen (nach schriftlicher Bestätigung der Erwerbspreiszahlung durch den Verkäufer oder ein beteiligtes Kreditinstitut) nebst gleichzeitiger Löschungsbewilligungen und -anträge zu Auflassungsvormerkungen aber ein. 

Jede Vollmacht erstreckt sich damit insbesondere auch darauf, Bewilligungen (einschließlich Löschungsbewilligungen) und Anträge zum Grundbuch zu erklären, zurückzunehmen und zu ändern. Soweit Genehmigungen, Zeugnisse und Bescheinigungen zu diesem Vertrag erforderlich oder Löschungsunterlagen zu erteilen sind, werden diese beantragt und der Notar ermächtigt und beauftragt, sie einzuholen, entgegenzunehmen und weiterzuleiten. Vorbehaltlos erteilte Genehmigungen gelten mit ihrem Eingang beim Notariat allen Beteiligten als zugegangen. Rechtsmittelfähige Bescheide sind jedoch den Beteiligten unmittelbar zuzustellen. 

Eigenurkunde

In der Urkunde des unterzeichnenden Notars vom ... (UR Nr.…) ist nicht hinreichend zum Ausdruck gebracht, dass die Übereignungsverpflichtung und Auflassung sich auch auf das dem übergebenen Wohnungseigentum zugeordnete Garagengrundstück erstrecken sollte. 

Gemäß § 44a Abs. 2 BeurkG und der mir im Vertrag erteilten Vollmacht berichtige ich im Wege des Nachtragsvermerks diese Unrichtigkeit dahingehend, dass klargestellt wird, dass sich die Übereignungsverpflichtung und die Auflassung auch auf das im Grundbuch von……. Blatt………..verzeichnete Grundstück Flurstück Nr. …., Gebäude- und Freifläche…….. erstreckt.

Ausfertigung der wie vorstehend berichtigten Urkunde erhält das Grundbuchamt.

Abschriften sind allen Abschriftenempfängern der Ursprungsurkunde zu erteilen.

Kosten fallen nicht an.

………., den ……………..

Notar

Jahresrückblick Steuerrecht
S. 48 f.

Vereinbarung von Eheleuten zum Ausschluss bzw. Umfang der Mitberechtigung des nicht einzahlenden Ehegatten (E) an Guthaben auf einem Gemeinschaftskonto:

Wir sind uns darüber einig, dass

***(Variante 1) E über das Guthaben auf unserem Konto Nr. *** bei der *** (BLZ: ***) nicht ohne Zustimmung des einzahlenden F verfügen darf, sofern die abgehobenen Beträge nicht zur Deckung der laufenden Kosten unserer gemeinsamen Lebensführung verwendet werden.

***(Variante 2) E das Guthaben auf unserem Konto Nr. *** bei der *** (BLZ: ***) nur bis zu einem Betrag von € *** für eigene Zwecke, insbesondere zur Bildung eigenen Vermögens, verwenden darf.

***(Variante 3) wir an dem Guthaben auf unserem Konto Nr. *** bei der *** (BLZ: ***) zu gleichen Anteilen berechtigt sind, sofern wir für eine Einzahlung nichts anderes schriftlich vereinbaren.

S. 52

„Stolperstein“ im Vertrag über die Übertragung eines Gesellschaftsanteils an einer (mittelbar) grundstückshaltenden Personen- oder Kapitalgesellschaft:

Die Beteiligten erklären, dass innerhalb der letzten fünf Jahre keine Anteile an der grundbesitzenden A-Gesellschaft oder an Gesellschaften übertragen wurden, die an der A-Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar beteiligt sind.

S. 53

Regelungen zur Ausübung des umwandlungsteuerrechtlichen Wahlrechts im Einbringungs- bzw. Umwandlungsvertrag:

Die Einbringung des ***Einzelunternehmens ***/des Mitunternehmeranteils an der *** in die aufnehmende KG soll zu Buchwerten erfolgen. Die KG wird den zur steuerlichen Buchwertfortführung erforderlichen Antrag gemäß § 24 Abs. 2 S. 2 und 3 i. V. m. § 20 Abs. 2 S. 3 UmwStG unter Beachtung der gesetzlichen Fristen bei dem zuständigen Veranlagungsfinanzamt stellen.

Sollte die aufnehmende KG das eingebrachte Betriebsvermögen mit einem höheren Wert als den Buchwert ansetzen und daraus ein steuerpflichtiger Veräußerungsgewinn des Einbringenden erwachsen, so ist die KG dem Einbringenden zum Ausgleich der ihm dadurch entstehenden Steuermehrbelastung durch eine Barzahlung bis spätestens sieben Tage vor Fälligkeit der dadurch ausgelösten Einkommen- bzw. Gewerbesteuer verpflichtet.

